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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 240/73 zur Festiegung der aiigemeinen Vorschriften für die Regeiung 
der Ausgieichsbeträge für Schoiien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft ^) , 
insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 der diesem 
Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Orientierungspreis für Schollen für das Fisch- 
wirtsdiaftsjahr 1974 ist durch die Verordnung (EWG) 
Nr /73 des Rates vom 1973 für die er- 

weiterte Gemeinschaft einheitlidi festgesetzt wor- 
den. Durch den Wegfall der Preisunterschiede ent- 
fallen die Ausgleichsbeträge in diesem Bereich. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 240/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der allgemeinen Vor- 


schriften für die Regelung der Ausgleichsbeträge 
für Schollen ®) ist daher aufzuheben - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 240/73 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblattt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 1973, S. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 16 
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Begründung 


Während der ersten Festsetzung der für die erwei- 
terte Gemeinschaft gültigen Orientierungspreise für 
die Erzeugnisse des Anhangs I A und C der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2142/70 hat sich die Notwendigkeit 
ergeben, für Schollen einen höheren Orientierungs- 
preis für Irland festzusetzen. 

Die Erhöhung des gemeinschaftlichen Orientierungs- 
preises und die obligatorische Annäherung des in 
Irland gültigen Preises ermöglichte es, für das Jahr 
1974 einen für Schollen gültigen Preis für die ge- 
samte Gemeinschaft festzusetzen. Da somit kein 
Preisunterschied mehr besteht, sind die Ausgleichs- 
beträge nicht mehr erforderlich. 

Diese Verordnung hat zum Ziel, die Verordnung 
(EWG) Nr. 240/73 zur Festlegung der allgemeinen 
Vorschriften für die Regelung der Ausgleichsbeträ- 
ge für Schollen aufzuheben. 


Finanzielle Auswirkungen: 

Anläßlich der Verabschiedung der Verordnung zur 
Festlegung der allgemeinen Vorschriften für die 
Regelung der Ausgleichsbeträge für Schollen wur- 
den die finanziellen Auswirkungen dieser Verord- 
nung als unbedeutend eingeschätzt. Tatsächlich ist 
der Handelsaustausch mit Schollen in der Vergan- 
genheit sehr gering gewesen. Aus diesem Grunde 
hat die Aufhebung der Verordnung praktisch keine 
finanziellen Auswirkungen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. Dezember 1973-114-680 70 - E - Scho 1/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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